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Tageblatt: Die Fusionen sol-
len weitergehen. 116 Gemein-
den sind auf 102 reduziert.
Das Wunschziel sind 70. Was
machen Sie mit Gemeinden,
die nicht „heiraten“ wollen?
Taina Bofferding: (lacht) Ich
werde sie nicht dazu zwingen.
Mir ist die Freiwilligkeit wichtig.
Dazu stehe ich. Die Bevölkerung
soll entscheiden. Im Moment
laufen die Gespräche mit den
fünf Gemeinden der „Nordstad“.
Wir im Innenministeriumwerden
bei dieser Fusion helfen, wo wir
können.

„Nordstad“ ist ein gutes
Stichwort. Wie wichtig ist
dieser Zusammenschluss für
das Land?
Die betreffenden Gemeinden
arbeiten ja schon länger zusam-
men. Sie haben bewiesen, dass es
geht. Aus Sicht des Ministeriums
ist dieser „Pole“ wichtig, damit
wir den Norden weiterentwi-
ckeln können.

Wo wir schon bei den Regio-
nen sind: Sind die Kantone,
die die vier Wahlbezirke bil-
den, noch zeitgemäß? Es gibt
ja wechselwillige Gemeinden,
Beispiel Leudelingen und
Kopstal.
Bei Leudelingen habe ich mei-
ne Zweifel, ob die Bürger das
wirklich wollen. Der Schöffenrat
hat ja ganz klar Position bezogen,
das Referendum wurde abge-
lehnt. Ich verfolge die Entwick-
lungen sehr genau. Im Koaliti-
onsabkommen ist zwar nichts
vorgesehen, aber wenn der Be-
darf da ist, müssen wir auch darü-
ber diskutieren. Was ist, wenn
wir nur noch einen Wahlbezirk
haben? Das wird die entschei-
dende Frage werden.

Aus Kopstal gibt aber es kla-
re Signale ...
Das stimmt. Aber einen Geset-
zestext zu ändern ist das eine, ei-
ne Verfassungsänderung ist we-

sentlich schwieriger. Das heißt
aber nicht, dass wir das ignorie-
ren.

Kommen wir zu den Gemein-
den. Welche Rolle sollen sie
im großen Ganzen zukünftig
spielen? Sie sind die erste
Anlaufstelle für die Bürger …
Das, was hier aus dem Innen-
ministerium kommt, ist die Re-
form des Gemeindegesetzes. Das
geltende Gesetz hat 30 Jahre „auf
dem Buckel“. Die Gemeinden
sind in der Zwischenzeit gewach-
sen, sie haben neue Aufgaben.
Ich sehe das neue Gesetz als gro-
ße Chance, ihre Rolle neu zu de-
finieren. Wir wollen helfen, den
legislativen Rahmen dafür zu fin-
den.

„Maison relais“, Sporteinrich-
tungen oder Kultur sind fa-
kultative Aufgaben der Ge-

meinden. Sie können, müssen
aber nicht. Ist das noch zeit-
gemäß? Die Realitäten sehen
doch längst anders aus …
Das ist richtig. Ich persönlich
finde, wenn wir jetzt das alte Ge-
setz auf den Kopf stellen, müssen
wir uns auch fragen: Was sind die
sozialen Aufgaben von Gemein-
den? Was können sie leisten?
Was müssen sie leisten? Auch da
muss mit dem neuen Gesetz ein
legislativer Rahmen her.

Die Trennung von „député“
und „maire“ steht zur Diskus-
sion. Was bedeutet die Tren-
nung der Mandate im politi-
schen Alltag?
Es ist wichtig, dass wir im Parla-
ment Politiker sitzen haben, die
die Gemeinden kennen und wis-
sen, wo dort der „Schuh drückt“.
Es darf nicht sein, dass wir im
Parlament Gesetze verabschie-

den, die dann vor Ort nicht um-
gesetzt werden können. Damit ist
niemandem geholfen. Wie die
Gemeinden eingebunden wer-
den, steht noch nicht fest. Eine
„Extra-Chamber“ für Gemeinde-
vertreter oder ein Senat oder der
Syvicol (Verband der Gemein-
den, Anm. d. Red), der mehr
Rechte bekommt – da ist vieles
denkbar.

Das Syvicol will mehr Rechte
und mehr Gewicht. Ist das
Syndikat bislang ein „zahnlo-
ser Tiger“, dem man zwar
freundlich zuhört, aber nicht
mehr?
Nein. Für mich, ist das Syvicol
ein extrem wichtiger Partner. Ge-
rade bei der Reform des Gemein-
degesetzes sind sie für mich sogar
ein privilegierter Partner.

Der „député-maire“ ist für die

Arbeit der Gemeinden freige-
stellt. In den allermeisten Ge-
meinden müssen die Bürger-
meister ihre Arbeit in 20
Stunden „congé politique“
erledigen. Geht das noch auf?
Ich habe bereits gesagt, ich bin
bereit, darüber zu diskutieren.
Diese Mandatsträger melden sich
ja freiwillig, um ihre Arbeit für die
Gemeinde zu machen. Dann
müssen sie auch genug Zeit ha-
ben, um das zu machen. Wir wol-
len nochmehr Leute aus dem Pri-
vatsektor dafür gewinnen. Dann
muss der gesetzliche Rahmen es
aber auch einfacher machen, die-
se Personen freizustellen und es
muss über die Anzahl der Stun-
den nachgedacht werden.

Die Gemeinden fordern mehr
Autonomie darin, wie sie sich
organisieren. Das betrifft das
Personal. Sehen Sie das auch
so?
Genau deshalb machen wir die
Reform. Diese Fragen sollen be-
handelt werden. Was muss vom
Innenministerium genehmigt
werden, was nicht? Was macht
Sinn? Ich glaube, da sind wir uns
auch ganz schnell einig mit den
Gemeinden. Verschiedenes muss
vereinfacht werden. Vor allem
die Angelegenheiten, die den „in-
térêt national“ betreffen.

Dem Land eilt der Ruf voraus,
dass jeder jeden kennt. Wie
wird Vetternwirtschaft kon-
trolliert?
Wir haben Gesetze hier im
Land, deren Einhaltung vom In-
nenministerium kontrolliert
wird. Und jeder Gemeindepoliti-
ker hier im Land trägt Verant-
wortung dafür, wer in der Ge-
meinde eingestellt wird.

Vieles geht zwischen Innen-
ministerium und den Gemein-
den noch auf Papier hin und
her. Müsste da nicht auch et-
was passieren?
Absolut. Ziel des neuen Ge-
meindegesetzes ist es, dass der
Austausch zukünftig „papierlo-
ser“ wird. Da ist viel zu tun.

Die Gemeinden klagen über
langwierige Genehmigungs-
verfahren. Bei Verkehrsregle-
menten sind gleich zwei Mi-
nisterien beteiligt. „Doppelt
gemoppelt“, sagen viele. Sie
auch?
Da müssen wir schauen, wie
wir die Prozedur vereinfachen
können, um den Gemeinden ent-
gegenzukommen. Nichtsdesto-
trotz hat das Innenministerium
aber eineÜberwachungsfunktion
gegenüber den Gemeinden. Das
wollen wir nicht aufgeben.

Viele Gemeinden arbeiten
gerade mit Hochdruck am
neuen Bebauungsplan (PAG).
Im November läuft die Ab-
gabefrist aus. Das Koalitions-
abkommen sieht Sanktionen
vor …
Fakt ist: Alle Änderungen am
PAG, die nach dem 1. November
eingereicht werden, werden nicht
mehr berücksichtigt. Außerdem
sind finanzielle Sanktionen vor-
gesehen. Ich werde die Frist auch
nicht verlängern. Aber die zu-
ständige Abteilung schaut gera-
de, wo es hapert und wie wir den
Gemeinden als Ministerium hel-
fen können.

Sie haben sich viel Arbeit
vorgenommen. Schaffen Sie
das überhaupt in einer Legis-
laturperiode?
(lacht) Ich gebe mir viel Mühe
und bin motiviert, das zu schaf-
fen. Mein Team ist übrigens ge-
nauso motiviert.

GEMEINDEGESETZ Innenministerin Taina Bofferding und die Reform

Taina Bofferding liebt es hell.
Trotzdem kommt ihr Büro an
diesem Tag nicht ohne Rollos
aus. Sie „dimmen“ das
gleißende Sonnenlicht und
werfen Schatten auf den
mit prall gefüllten Ordnern
beladenen Schreibtisch.
Die Atmosphäre ist
dezent-elegant. Ähnlich
zurückhaltend definiert
die Innenministerin ihre
Rolle bei der Reform des
Gemeindegesetzes. Sie
will den Prozess anstoßen,
aber dann in erster Linie
begleiten und dabei helfen,
Konsens zu finden.

Wiebke Trapp

Die Mediatorin

F
o
to
:E

d
it
p
re
ss
/A

la
in

R
is
ch

ar
d

Die ersten, die nach der Ter-
ritorialreform 2005 fusionier-
ten, waren die beidenGe-
meinden Bastendorf und
Fouhren, die die neueGe-
meinde Tandel bildeten. Das
war am 1. Januar 2006. Rund
2.000 Einwohner leben ver-
teilt auf elf Ortschaften.
Aus der Fusion von Schen-
gen,Wellenstein und Bürme-
ringen entstand 2011 die Fu-
sionsgemeinde Schengenmit
knapp 5.000 Einwohnern in
neun Orten.
Clerf, Heinerscheid und
Munshausen schlossen sich
2011 zur Fusionsgemeinde

„Gemeng Cliärref“ zusammen.
Knapp 5.400 Einwohner leben
auf 17Ortschaften und acht
Weiler verteilt.
Im gleichen Jahr fusionierten
Esch/Sauer, Heiderscheid und
Neunhausen zur Fusionsgemein-
de Esch/Sauer. Diese zählt
knapp 2.700 Einwohner in 13
Orten.
Ebenfalls 2011wurde aus
Ermsdorf undMedernach die
„Äerenzdallgemeng“. Rund
2.600 Einwohner leben in sieben
Ortschaften.
2011 fusioniertenNiederker-
schen undKüntzig zurGemeinde
Käerjeng. Daraus entstand eine

Kommunemit rund 10.250 Ein-
wohnern, die auf fünf Ortschaf-
ten verteilt leben.
2012 schlossen sich Consthum,
Hoscheid undHosingen zurGe-
meinde ParcHosingen zusam-
men. Rund 3.600 Einwohner le-
ben auf 13 Ortschaften verteilt.
2015 fusionierte die Ardennen-
stadtWiltz mit der Gemeinde
Eschweiler. Rund 7.000 Einwoh-
ner leben auf siebenOrten ver-
teilt.
Aus Böwingen/Attert und Tün-
tingenwurde 2018 dieGemeinde
Helperknappmit rund 4.500 Ein-
wohnern, verteilt auf zwölf Ort-
schaften.

Im gleichen Jahr fusionierten
Simmern undHobscheid zur Ge-
meinde „Habscht“. Sie zählt
rund 3.500 Einwohner, die sich
auf sieben Orte verteilen.
2018 fusionierten ebenfalls
Rosport undMompach. In der
neuenGemeinde leben rund
3.700 Einwohner in 14 Orten.
Die nächste Fusion, derenModa-
litäten gerade ausgelotet werden,
ist jene von Bettendorf, Diekirch,
Erpeldingen/Sauer, Ettelbrück
und Schieren zur „Nordstad“.
Colmar-Berg hatte zuvor abge-
winkt.
(Quelle: Webseiten der Gemein-
den)

Veränderte Landschaft: Fusionen seit 2005

Tom.Donnersbach
Highlight

Tom.Donnersbach
Highlight


